
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzumg vom 
11.01.2022 

 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 07. Dezember 2021 sind keine 
Beschlüsse bekannt zu geben. 
  
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt folgendes mit: 
 
a) Coronainfektionen 

 
In der Gemeinde sind derzeit (Stand 11.01.2022) knapp über 200 Personen mit 
dem Coronavirus infiziert.  
 
 

b) Montage von Nistkästen 
 
Die Bauhofmitarbeiter montieren im Laufe der Woche Nistkästen an den 
öffentlichen Gebäuden. Am Klosterhof 4, Klosterhof 5, am Rathaus, an der 
großen Sporthalle, am Friedhof sowie im Schulareal in die bestehenden Bäume.  
 
 
 



c) Baum- und Sträucherrückschnitte im Bereich der B 30 alt 
 
In den kommenden Wochen (bis Ende Februar) werden abschnittsweise Baum- 
und Sträucherrückschnitte (Pflegerückschnitte) an der alten B 30 durchgeführt. 
Diese Arbeiten werden mit Bedacht und nur in Teilbereichen durchgeführt.  
 

 

TOP 04 Vorausschau auf das Jahr 2022 

 
 
Bürgermeisterin Rürup gibt folgendes bekannt: 
 
 
Nachträglich ein paar interessante Zahlen zum Jahr 2021: 
  
• Einwohner mit Hauptwohnsitz  

Aktuellste Zahlen des Einwohnermeldeamtes 
zum 31.12.2021 5348 

 
Nebenwohnsitze Stand 31.12.2021 73 
 
• Geburten Stand 31.12.2021: 52 
davon in Baindt 1 
 
• Sterbefälle Stand 31.12.2021: 58 

davon in Baindt  28 
 
• Eheschließungen in Baindt Stand 31.12.2021: 13 
 
• Baugesuche:  50 /   Kenntnisgabeverfahren:  6 / Befreiungen:  5 / Bauvoran-

fragen: 3 
 
Neben den laufenden Arbeiten werden im Jahr 2022 - aus heutiger Sicht - im 
Wesentlichen die folgenden Themen/Projekte von Bedeutung sein:  
 
 
Kinder, Jugend und Familie – Allgemeine Verwaltung  
 
• Kindergartenwesen  
 
In der Gemeinde Baindt gibt es ein breitgefächertes Betreuungsangebot in den 
verschiedenen Kindergärten. Neben dem Kindergarten unter kommunaler 
Trägerschaft (Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“) gibt es auch noch einen 
Kindergarten unter kirchlicher Trägerschaft (Kindergarten „St. Martin“) sowie den 
Waldorfkindergarten unter freier Trägerschaft. Es sind alle Betreuungsplätze im 
laufenden Kindergartenjahr 2021/2022 belegt.  
Ein großes Problem gestaltet sich in der Besetzung von freien Stellen im Kindergarten. 
Derzeit können 2 Vollzeitstellen schon seit geraumer Zeit nicht besetzt werden. Nur 
durch das große Engagement von Erzieherinnen die in Teilzeit beschäftigt sind, 
können diese „Löcher gestopft“ werden. 
Im November des vergangenen Jahres wurden erste Gespräche mit einer 
Sozialpädagogin geführt mit dem Ziel die Strukturen und Abläufe im Kindergarten 



„Sonne, Mond und Sterne“ zu optimieren. Voraussichtlich Anfang Januar finden 
weitere Gespräche statt.  
 
Die Anmeldebögen für einen Kindergartenplatz für das Kindergartenjahr 2022/2023 
wurden zwischenzeitlich verschickt. Rückgabetermin war der 07.01.2022. Aufgrund 
der dann eingegangenen Anmeldungen, die noch auszuwerten sind, wird man sehen, 
ob die jetzigen Betreuungsplätze ausreichen oder ob man auf die noch freie Gruppe 
im neugebauten Kindergarten zurückgreifen muss. Auf vielfachem Wunsch der Eltern 
wurde abgefragt, ob im Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ in einer 
Krippengruppe die Betreuungszeit (derzeit von 07:00 Uhr – 13:00 Uhr ) verlängert wird. 
Im Kindergarten St. Martin bleibt es in der Krippe bei der Betreuungszeit von 07:00 
Uhr – 13:00 Uhr. 
Das Ergebnis der Umfrage wird Ihnen in der Sitzung bekannt gegeben. 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie haben sich die Planungen für einen Neubau des 
Waldorfkindergartens verzögert. Einen Termin des Vorstands des 
Waldorfkindergartens zur Vorstellung der Planungen gibt es aktuell nicht. 
 
 
• Klosterwiesenschule – Grundschule als offene Ganztagesschule 
 
Die Klosterwiesenschule konzentriert sich auf ein hervorragendes Grundschul-
angebot. Aktuell besuchen 167 Kinder die Grundschule Baindt. Derzeit gibt es 2 
Grundschul-Kooperationsklassen der Schule für Blinde und Sehbehinderte. Die Kinder 
nehmen an einzelnen Unterrichtsstunden verschiedener Grund-schulklassen teil. Der 
Leiter des sonderpädagogischen Bildungs- und Bera-tungszentrums Herr Dr. Adrian, 
Bürgermeisterin Frau Rürup und die Rektorin der Klosterwiesenschule Frau Heberling 
betonen das gute Miteinander zwischen dem Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentrum und der Klosterwiesenschule. Beide Seiten profitieren von dieser 
Kooperation. Darüber hinaus zeichnet sich unsere Klosterwiesenschule durch ein 
überdurchschnittliches Betreuungsangebot aus. Aus diesem Grund hat der 
Gemeinderat auch beschlossen, eine hauptberufliche Betreuungskraft mit einem 
Beschäftigungsumfang von 50% einzustellen. Die Stelle wurde zum 01.09.2020 mit 
einem Beschäftigungsumfang von 40% besetzt. 
Im Bereich der Schulsozialarbeit hat sich eine personelle Veränderung ergeben. Frau 
Stefanie Nandi ist die Nachfolgerin von Frau Verena Osswald, die sich beruflich 
verändert hat.  
 
 
• Sanierung und Erweiterung Feuerwehrhaus  
 
Bereits im Sommer 2018 fand eine Begehung des Feuerwehrhauses statt, bei dem 
vorhandene Mängel aufgezeigt wurden. Teilweise wurden  diese bereits behoben. 
Einer notwendigen Erweiterung der Räumlichkeiten hat der Gemein-derat im Jahr 
2021 bereits zugestimmt. Das Architekturbüro Rohloff und Wespel aus Kisslegg wurde 
mit der Erweiterungsplanung beauftragt. Es fanden verschiedene Abstimmungs-
gespräche mit den Fachbehörden und der Feuerwehr statt, so dass 2022 die 
Baugenehmigung eingeholt werden kann, die Aus-schreibungen gemacht werden 
können und sollte alles glatt laufen, auch mit dem Anbau begonnen werden kann. Im 
Zuge des Anbaus an das Feuerwehrhaus, soll der Bauhof ebenfalls durch einen 
Umkleideraum erweitert werden. 
 
 
• Ersatzbeschaffung Feuerwehrfahrzeug 
 



Ende 2021 wurde für die Feuerwehr zusätzlich ein Notstromaggregat beschafft. Der 
Gemeinderat hat der Vergabe des Feuerwehrfahrzeugs LF 20 für das be-stehenden 
LF 16/12 (Baujahr 1992) im Jahr 2022 zugestimmt. 2022 wird das Fahrgestell und die 
Beladung von den Bietern angegangen. Die Auslieferung ist voraussichtlich 2023. 
 
 
• Digitalisierung 
 
Eine der größten Herausforderungen unserer Zeit ist die Digitalisierung. Bürger-rinnen 
und Bürger, die heute online rund um die Uhr alles bestellen können und am nächsten 
Tag die Bestellung geliefert bekommen, erwarten diesen Ser-vice auch von einer 
modernen Verwaltung. Es gilt der Digitalisierung vor Ort weiteren Anschub zu 
verleihen und gleichzeitig die Menschen mitzunehmen. Der Gemeinderat hat die 
Digitalisierungsstrategie mit dem grundsätzlichen Ziel einer weitgehenden 
Realisierung der technischen und konzeptionellen Grundlagen einer möglichst 
vollständigen Umsetzung bis zum Jahr 2025 am 30.11.2021 beschlossen. 
 
• Sanierung Klosterwiesenschule – Digitalpakt  
 
Der Medienentwicklungsplan stellt ein pädagogisch-technisches Konzept für die 
Medienbildung der Klosterwiesen dar, das gemeinsam von Klosterwiesenschule und 
Schulträger entwickelt wird. Zu Beginn 2022 soll die zukünftige digitale Ausstattung 
der Klosterwiesenschule beschlossen werden. 
 
• Betreuung, Unterstützung und Integration von Geflüchteten 
 
In der Gemeinde sind derzeit 94 geflüchtete Menschen (Ist-Quote) untergebracht.  Das 
Aufnahmesoll bis zum 30.09.2022 beträgt 84 Personen. Der Quotenerfüllungsstand 
liegt bei 112 %.  
 
Mit der Förderung des Integrationsmanagements in den Kommunen des Landes wird 
ein Kernelement des Paktes zur Integration zwischen dem Land Baden-Württemberg 
und den Kommunen umgesetzt. Es wird dadurch eine flächendeckende soziale 
Beratung und Begleitung von Geflüchteten in der Anschlussunterbringung ermöglicht. 
In der Gemeinderatssitzung am 28.11.2017 wurde beschlossen, die Johanniter 
Unfallhilfe mit der Ausführung des Integrationsmanagements für die in der 
Anschlussunterbringung untergebrachten Geflüchteten in der Gemeinde Baindt für die 
Jahre 2018 bis 2020 zu beauftragen. Diese Förderung wurde zwischenzeitlich um 2 
weitere Jahre verlängert. (Förderzeitraum bis zum 14.01.2023) Im Herbst 2020 wurde 
die entsprechende Vereinbarung zwischen der Gemeinde Baindt und den Johannitern 
bis zum 14.01.2023 verlängert.  
 
Unser ganz besonderer Dank gilt den Bürgerinnen und Bürgern, die sich bereit erklärt 
haben, im Helferkreise für die geflüchteten Menschen mitzuwirken. In erster Linie ist 
es Aufgabe der Gemeinde, diese Menschen in unsere Gesellschaft zu integrieren. 
Doch ohne das ehrenamtliche Engagement unseres zwar kleinen aber sehr feinen 
Helferkreises wäre dies weit schwieriger oder fast unmöglich. Unsere Ehrenamtlichen 
helfen bei der Jobsuche, beim Umziehen, bei der Erledigung von Hausaufgaben und 
bei der Suche nach Ärzten und begleiten auch zu diesen. Ich würde mich sehr freuen, 
wenn weitere Menschen in unserer Gemeinde ganz niederschwellig Interesse hätten, 
sich ebenfalls einzubringen.  
 
Im Laufe des Jahres werden wir - wie alle Kreisgemeinden - aufgrund der stark 
ansteigenden Flüchtlingszahlen wieder vermehrt Asylsuchende aufnehmen müssen. 
Landratsamt und Gemeinden stehen dabei in einem intensiven Austausch. 



 
 
• Unterbringung von Obdachlosen und Asylbewerbern 
 
Die Unterbringung der geflüchteten Menschen stellt für jede Kommune eine große 
Herausforderung dar. Neben der Containeranlage in der Friesenhäusler Straße  hat 
die Gemeinde Baindt auch Wohnungen angemietet. Aufgrund der 
Wohnungsknappheit im Schussental wird die Gemeinde mittelfristig über Standorte 
und die zukünftige Ausrichtung diskutieren, denn neben der Unterbringung von 
geflüchteten Menschen ist die Gemeinde Baindt auch bei der Unterbringung von 
Obdachlosen gefordert.  
 
Derzeit sind fünf Einzelpersonen zur Vermeidung der Obdachlosigkeit in 
Räumlichkeiten der Gemeinde untergebracht. Falls eine Familie mit Kindern obdachlos 
wird, kann diese derzeit noch in die Dachgeschosswohnung im Klosterhof eingewiesen 
werden.  
 
 
Bauwesen, Infrastruktur 
 
• Sanierung Klosterwiesenschule  
 
Die Klosterwiesenschule wurde als Grund- und Hauptschule gebaut, ist nun aber seit 
2014/2015 eine genehmigte Ganztagesschule in Wahlform mit Betreuungs- und 
Bildungsangeboten. Die vielfältigen Angebote wie Mittagessen und Betreuung 
außerhalb der Unterrichtszeiten erfordern eine andere Aufteilung der Klassenräume, 
darüber hinaus stammen die Schulgebäude aus den 70er Jahren.  
2021 hat der Gemeinderat beschlossen, dass die Sanierung der Klosterwiesenschule 
durch eine Vollsanierung und Aufstockung des Hauses Blau erfolgen soll.  
Die geschätzten Baukosten für die Maßnahmen an Haus Blau betragen ca. 8,7 Mio. 
€. Auf Grund des hohen Wertes des Planungsauftrages musste die Leistung nach 
europaweit ausgeschrieben werden. Ende 2021 konnten die Planungsleistungen an 
die Ingenieurbüros vergeben werden. 
Gleich zu Anfang des Jahres 2022 soll das Baugesuch eingereicht werden. Im 
Anschluss werden die Bauarbeiten ausgeschrieben, so dass nach den Sommerferien 
mit dem Umbau des blauen Gebäudes begonnen werden kann. 
 
 
• Dorfplatz 
 
Zwar steht die Entwicklung des Fischerareals vorrangig auf der Agenda, doch hängen 
Dorfplatz und Fischerareal in Sachen Wegebeziehungen, Entwicklung der 
Randbereiche und Aufenthaltsqualität eng zusammen und können somit nur 
gemeinsam gedacht werden. Der Dorfplatz in Baindt ist bisher nicht als Ortsmitte 
erlebbar. Er wird stark von den angrenzenden Parkplätzen dominiert und hat nach 
Westen keine Einfassung, das macht ihn nicht sehr heimelig. 
 
In der Planung wird der bestehende Dorfplatz um ein neues Gebäude ergänzt. Das 
Gebäude bildet eine Raumkante Richtung Westen und gibt dem neuen Dorfplatz einen 
Rahmen. Eine höhere Aufenthaltsqualität wird darüber hinaus geschaffen, da der Platz 
vom Verkehr abgeschirmt wird. 
 
Am 21. November 2020 fand eine Klausurtagung des Gemeinderats statt. Die 
Veranstaltung hat unter anderem ergeben, dass das Konzept zur Umgestaltung des 
Dorfplatzes, welches bereits in der Klausurtagung im November 2019 in Tübingen 



vorgestellt wurde, nach wie vor Gültigkeit hat (Entwurf Büro 365° - Freiraum und 
Umwelt). Außerdem soll mit dem Neubau auf dem Dorfplatz eine langfristige 
Entwicklungsoption in Baindt aufgezeigt werden, insbesondere eine Abwanderung soll 
vermieden werden. Diskutiert wurden, neben dem Neubau des Gebäudes am 
Dorfplatz, Themen wie die Möglichkeit differenzierter Aufenthaltsbereiche, 
Spielpunkte, der Erhalt der bestehenden Tiefgaragenzufahrt und das Thema 38 PKW-
Stellplätze im Platzbereich. 
 
Bisher ist der Dorfplatz in Baindt kein Ort mit hoher Aufenthaltsqualität. Insbesondere 
fehlt in Richtung Westen ein Gebäude. Dies würde dem Platz mitten im Ort einen 
Rahmen geben, den Dorfplatz ergänzen und eine wirkliche Ortsmitte entstehen lassen. 
Der Platz wäre so besser vom Verkehr abgeschirmt, sodass ein Ort mit deutlich mehr 
Aufenthaltsqualität entsteht. 
 
Mit dem Neubau des Gebäudes am Dorfplatz soll ein Gesundheitszentrum errichtet 
werden. Ein solches Zentrum sichert die ärztliche Versorgung der Bevölkerung in 
Baindt nachhaltig. Der Neubau der Praxen und Räumlichkeiten für ergänzende 
medizinische Leistungen sowie die Zentralisierung in einem Gesundheitszentrum in 
der Ortsmitte bietet unserer Bevölkerung eine hervorragende zukunftsfähige 
Versorgung und Ärzten einen modernen und ansprechenden Wirkungskreis. Des 
Weiteren liegen alle wichtigen Einrichtungen in der Ge-meinde in unmittelbarer 
Umgebung und sind fußläufig in wenigen Minuten erreichbar. Arztbesuch und Einkauf 
lassen sich so problemlos verbinden. Dadurch erfährt die Ortsmitte eine deutliche 
Aufwertung.  
 
Insbesondere bietet der Standort angrenzend an den Dorfplatz ausreichend Fläche für 
die Errichtung des Gebäudes einschließlich der notwendigen Stellplätze für die 
Patientinnen und Patienten sowie die Besucherinnen und Besucher. 
 
Am 04. März 2021 fand erstmals eine digitale Online-Bürgerinformationsveranstaltung 
statt. Thema war die Entwicklung des Fischerareals, sowie die Gestaltung der 
Ortsmitte. An der Online-Bürgerinfoveranstaltung haben sich durchgehend ca. 70 
Personen per Webex beteiligt. Zusätzlich gab es während der Sendung rund 140 
Aufrufe auf YouTube. Inzwischen wurde das Video auf YouTube über 800 mal 
aufgerufen. Während der Veranstaltung wurden Live-Fragen beatwortet und 
Kommentare der Interessierten diskutiert. Im Mittelpunkt standen unter anderem 
Themen wie die Aufenthaltsqualität, die Nutzbarkeit für Veranstaltungen, Begrünung, 
die Flexibilität der Nutzung sowie die Parksituation. Die Resonanz, bezogen auf die 
digitale Form der Bürgerinformation, war sehr positiv.  
 
Um die Gestaltung der Ortsmitte aus möglichst vielen verschiedenen Blickwinkeln 
betrachten zu können, fand am 24. Juli 2021 eine Bürgerwerkstatt mit Ortsbegehung 
statt. Den Teilnehmenden wurde ein Input gegeben, wie die Gestaltung der Ortsmitte 
aussehen könnte, woraufhin im Rahmen einer Dialogphase über zwei 
Entwurfsvarianten sowie die Anbindung, Vernetzung und Mobilität diskutiert wurde. 
Das Stimmungsbild war durchweg positiv und die Veranstal-tung wurde als gelungen 
empfunden.  
 
Der Gemeinderat hat in einer Sitzung im Herbst 2021 dem Entwurf mit den 
eingearbeiteten Ergebnisse aus der Bürgerwerkstatt zugestimmt.  Im Frühjahr 2022 
soll die überarbeitete Planung bei einer Bürgerinformationsveranstaltung der 
Bevölkerung vorgestellt werden. ……………………………… 
 
 
• Sanierungsgebiet „Ortskern II“, insbesondere Fischerareal 



 
Die vorrangige Zielsetzung des Sanierungsgebiets „Ortskern II“ in Baindt umfasst die 
städtebauliche Entwicklung des „Fischerareals“ sowie des Ortseingangsbereiches. 
Das „Fischerareal“ und der Ortseingangsbereich bilden ge-meinsam eine ca. 1,7 ha 
große, innerörtliche zusammenhängende Fläche, die bisher nur wenig genutzt wird. 
Nach dem neuen Kreisverkehr am Ortseingang, der deutlich mehr Verkehrssicherheit 
bietet, konnte als erstes Neubauprojekt im Fischerareal der Lebensmittelmarkt 
Feneberg im Sommer 2021 eröffnet werden.  
Mit einer offenen Konzeptvergabe schlägt die Gemeinde einen anderen Weg der 
Vermarktung der Wohnbau-Grundstücke ein. Die Grundstücksvergabe soll mit der 
Zielsetzung erfolgen, langfristig ein lebendiges und stabiles Quartier für möglichst alle 
Bevölkerungsschichten zu schaffen. Hierfür werden die Grundstücke nicht an den 
Meistbietenden vergeben, sondern es findet ein „Wettbewerb der Ideen“ statt, an dem 
sich verschiedene Akteure, wie Bauträger und In-vestoren, Baugemeinschaften und 
Privatpersonen beteiligen können. Die besten und passendsten Projektkonzepte 
sollen dann realisiert werden.  
 
2021 erfolgten Informationsveranstaltungen für Bürgerinnen und Bürger sowie für 
regionale Bauträger und örtliche Banken.  
In einem ersten Schritt werden 2 Ankerprojekte vergeben, die für den Bau der 
Tiefgarage auf dem östlichen Bauabschnitt und für den Bau der Zufahrt und der 
Parkspange entlang des Lebensmittelmarktes verantwortlich sind. Das 
Vergabegremium wird Ende Januar für beide Projekte die für die Gemeinde Baindt 
passendsten Bewerber auswählen.  
 
Bauinteressenten für die Anliegerprojekte im ersten Bauabschnitt können sich noch 
bis Ende Mai bewerben. Die Vergabe der Bauquartiere hierfür wird Ende 2022 
erfolgen. 
 
 
• Radweg Sulpach - Mochenwangen 3. Bauabschnitt  
 
Mit dem Bau des Radweges wird der Lückenschluss im Radwegenetz vom 
benachbarten Ortsteil Mochenwangen in Richtung Baindt/Baienfurt geschaffen. Nach 
eingehenden Verhandlungen mit dem Zuschussgeber sowie der Verkehrsbehörde 
wird der Abschnitt Hirschstraße – Kümmerazhofer Weg als Geh-weg (Radfahrer frei) 
gefördert, der Rest als Geh- und Radweg.  
 
Somit wird 2022 eine wichtige Rad- und Gehwegeverbindung für unsere Schülerinnen 
und Schüler, sowie für den überörtlichen Freizeitverkehr hergestellt. Die 
Gesamtkosten beziffern sich auf 1,5 Mio. €. Es stehen jedoch über 970.000 € 
Fördermittel im Raum. Die Fertigstellung ist für Ende August 2022 vorgesehen.  
 
Im Zuge des Neubaus des Geh- und Radweges erfolgt eine umfangreiche Sanierung 
der Wasserleitung und der Fahrbahnsanierung Sulpacher Straße so-wie der Ausbau 
der Breitbandversorgung. 
 
 
• Bebauung Stöcklis- / Grünenbergstraße 
 
Der Bebauungsplan wurde mit Veröffentlichung im Amtsblatt im November 2018 
rechtskräftig. Im Frühjahr 2020 erfolgte die Erschließung des Baugebiets. Die Vergabe 
der Bauplätze ist auf Mitte 2022 geplant. 
 
 



• Mögliche weitere Wohngebiete  
 
2021 wurde der Bebauungsplan „Lilienstraße“ mit Veröffentlichung im Amtsblatt 
rechtskräftig. 2022 wird das Wasserrechtsverfahren für die Erweiterung des 
bestehenden Retentionsbeckens durchgeführt. Die Planung der Erschließungsstraße 
sowie die Ausschreibung der Baumaßnahmen soll ebenfalls in diesem Jahr erfolgen, 
so dass 2023 mit den Bauarbeiten begonnen werden kann. 
 
Der Bebauungsplan „Bühl“ konnte aufgrund der Vielschichtigkeit der Einflussfaktoren, 
die beim Projekt  zu berücksichtigen sind, nicht wie geplant im letzten Jahr 
abgeschlossen werden. Die Stellunganhmen der Fachbehörden und der Anwohner 
sowie die vorgetragenen Anregungen bei einer Informationsveran-staltung über 
Starkregenrisikomanagement auch in Verbindung mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Bühl“ in der Schenk-Konrad-Halle im Herbst 2021 werden in den 
Plan aufgenommen. Anfang des Jahres erfolgt eine neue Auslegung, so dass im Laufe 
des Jahres 2022 der Bebauungsplan rechtskräftig gemacht werden kann.   
 
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Spielmann, Kornblumen-, 
Fliederstraße“ wurde 2021 in die Wege geleitet. Im Herbst fand eine 
Informationsveranstaltung mit den Planern aus Tübingen in der Schenk- Konrad-Halle 
statt. Ziel der Planung ist unter anderem die Überprüfung und Anpassung des derzeit 
geltenden Planungsrechts vor dem Hintergrund der tatsächlich umgesetzten 
Bebauung und einer sinnvollen Fortentwicklung der Grundstücke. Außerdem soll eine 
bauliche Nachverdichtung im Bereich noch unbebauter Flächen in der 
Kornblumenstraße im Übergang zur ehemaligen Trasse der B30 im Sinne der 
Innenentwicklung und damit bessere Ausnutzung der dort bereits vorhandenen 
Erschließung erreicht werden. 2022 wird der Gemeinderat sich noch eingehend mit 
dem Bebauungsplan befassen. Bei verschiedenen Gele-genheiten wird der 
Bevölkerung die Möglichkeit gegeben, sich in die Planung einzubringen. 
 
 
• Nahwärmeversorgung  
 
Im Fischerareal wird ein modernes, energetisch effizientes Wohnquartier entstehen. 
Die errichteten Gebäude werden aufgrund hoher Fördermittel durch die KFW im KFW 
Effizienzhausstandard errichtet werden. Um diesen Standard erreichen zu können, ist 
es notwendig, dass die Wärmeversorgung regenerativ erfolgt. Durch den aktuellen 
Energiemix kann ein Effizienzhaus Niveau nicht realisiert werden. Die Gemeinde als 
Wärmeversorger wird für alle bisher an das Nahwärmenetz angeschlossenen 
Einheiten einen höheren Anteil an regenerativer Wärmeversorgung bereitstellen. Eine 
regenerative Heizung mit Pellets inklusiv Solarthermieanlage wird 2022 in das rote 
Gebäude geplant und ausge-schrieben. Die Nahwärmeleitungen in der Fischerstraße 
werden ebenfalls 2022 mit der Erschließung ausgeschrieben und verlegt.  
  
 
• Sanierungsmaßnahmen an Gemeindestraßen 
 
Der Erhalt des Straßennetzes umfasst vor allem Maßnahmen zur Erneuerung der 
Fahrbahndecken sowie Erhaltungsmaßnahmen an den Bauwerken insbesondere an 
Brücken und Stützwänden. Darüber hinaus werden bspw. auch 
Entwässerungseinrichtungen, Hangrutschungen sowie Geh- und Radwege saniert. 
 
Im Ergebnishaushalt 2022 sind 100.000 Euro für die Sanierung von Gemeindestraßen 
vorgesehen. Der größte Teil des Budgets 2022 wird für die Fahrbahnsanierung 
Sulpacherstraße im Zuge des Geh und Radwegebaus verwendet. 



 
Nach der Wintersaison werden die Gemeindestraßen auf Schäden begutachtet, 
dokumentiert und nach Priorität behoben. 2022 stehen wieder Straßen zur 
Risssanierung an. Verkehrsbelastung in Verbindung mit Frost-/Tauwechsel haben die 
Entstehung von Schlaglöchern und Abplatzungen im Randbereich zur Folge. Mit der 
Anwendung der Fugen- und Risssanierung wird der Erhalt des Gebrauchswertes der 
Straße gesichert. 
 
 
• Ausbau der Breitbandversorgung 
 
Die Digitalisierung schreitet rasant voran und eröffnet uns neue Möglichkeiten und 
Perspektiven. Doch alles steht und fällt mit der Infrastruktur. Nur Glasfaserkabel 
bieten heute noch zukunftsfähige Übertragungsraten an. 
 
Bis Ende 2024 soll in Baindt ein Vollausbau in den unterversorgten Bereichen (weißen 
Flecken) realisiert werden. Ein geförderter kommunaler Breitbandausbau ist dort 
erlaubt, wo die Aufgreifschwelle von 30 Mbit/s entsprechend den Rückmeldungen im 
Markterkundungsverfahren faktisch gewährleistet ist, jedoch aufgrund der besonderen 
Berechnung der Aufgreifschwelle für diese Gebiete oder Standorte die erforderliche 
erhöhte Versorgung nicht garantiert werden kann. Die weißen Flecken sollen in der 
zweiten Jahreshälfte 2022 ausgeschrieben werden. Nach der Umsetzung der weißen 
Flecken 2022-2023 soll ein Antrag für einen Vollausbau der Gebiete bis 100 Mbits/s 
(graue Fleckenförderung) gestellt werden. 
 
 
• Bushaltestellen – Aufwertung / barrierefreier Zugang  
 
Die Bushaltestellen an der Marsweilerstraße/Blindenschule wurden 2019 barrierefrei 
umgebaut und mit neuen Buswartehäusern versehen. 2022 werden die 
Bushaltestellen in der Gartenstraße barrierefrei umgestaltet. Für die Bushaltestellen in 
der Ortsmitte soll 2022 eine Programmaufnahme erreicht werden und eine Umsetzung 
ist für 2023 angestrebt.  
 
 
• Bau einer Reithalle  
 
Die Reitergruppe Baindt e.V. beabsichtigt mit Unterstützung der Gemeinde Baindt 
beim Reitgelände eine Reithalle zu bauen. Anfang 2021 erfolgte der Beschluss zur 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Es konnten bereits 
verschiedene Vorgaben, die bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes abzuarbeiten 
sind erledigt werden, so dass Mitte des Jahres der Satzungsbeschluss erfolgen kann, 
um die Reithalle möglichst rasch bauen zu können. 
 
 
• Wasserversorgung – Masterplanung Sicherung der Wasserversorgung 

Quelle Weißenbronnen 
 
Die Quellableitung beginnt am Quellsammelschacht und endet im Hochbehälter 
Briach. Durch die Neuerstellung einer Querverbindung zwischen der Quellableitung 
beim Waldbad und dem Hochbehälter Marsweiler in Baindt kann das 
Versorgungsgebiet nun von zwei Seiten versorgt werden. Tritt jedoch auf dem 
verbliebenen Teilstück zwischen dem Waldbad und dem Quellsammel-schacht ein 
Schaden auf, erfolgt die Versorgung des Netzes für die Dauer der Reparatur über die 
Hochbehälter und falls dies nicht ausreicht über die beste-henden Notverbünde mit 



Weingarten und Schlier. Die Quellableitung ist fast 60 Jahre alt (Baujahr 1964) und am 
Ende ihrer Nutzungsdauer. Eine Mitverlegung einer neuen Quellableitung mit dem 
geplanten Geh- und Radweg zumindest bis Bolanden macht durchaus Sinn. Ein 
weiterer Faktor stellt die Förderung durch das Land dar. Hier muss schon jetzt geprüft 
werden, ob und in welcher Höhe eine Förderung möglich ist und wie hoch der 
Fördersatz wäre.  
  
Alle diese Rahmenbedingungen müssen in der Planung berücksichtigt und wie bereits 
erwähnt, eine Investitionsplanung erstellt werden. 
 
•  Neuanlage Waldspielplatz 
 
2022 möchte die Gemeinde Baindt einen Waldspielplatz auf der Wiesenfläche des 
Forsts Gewann Erlen (nähe Grünenbergstraße) realisieren. 
 
Aktuell gibt es zehn Spielplätze in der Gemeinde Baindt. Nicht miteinberechnet sind 
hierbei die schul- bzw. kindergartenzugehörigen Spielplätze. Der Großteil der 
Spielplätze ist zumindest in Teilen für kleine Kinder geeignet. Etwa 50-60 % bieten 
Kindern mittleren Alters eine Möglichkeit zur Freizeitbeschäftigung. Hin-gegen sind nur 
ca. 20-30% der Spielplätze auch für ältere Kinder geeignet. 
 
Ein Waldspielplatz bietet insbesondere Familien die Möglichkeit nach einem 
ausgiebigen Spaziergang am Wochenende die frische Luft und das Wetter auf dem 
Spielplatz mit ihren Kindern zu genießen. Des Weiteren sollte in Betracht gezogen 
werden Fahrradstellplätze zu errichten, welche den Spielplatzbesuchern auch die 
Möglichkeit geben, ihre Fahrräder sicher abschließen zu können. So wird auch ein 
Anreiz gesetzt den Wald sowie den Waldspielplatz mit dem Fahrrad, anstatt mit dem 
Auto, aufzusuchen. 
 
Das Büro 365° ist beauftragt ein Ideenkonzept für den Waldspielplatz zu entwerfen. 
Dieser sollte möglichst naturnah gestaltet werden um vor allem Familien und ältere 
Kinder anzusprechen und dazu anregen, mehr Zeit an der frischen Luft und in der 
Natur zu verbringen.  
 
Darüber hinaus stellt der ForstBW eine Unterstützung durch seine Auszubildenden in 
Aussicht, die beim Aufbauen der Geräte behilflich sein werden. 
 
 
Klima- und Artenschutz 
 
• Klimopass 
 
Der Klimopass ist ein Förderprogramm des Landes Baden-Württemberg mit den 
Förderschwerpunkten Nachhaltigkeit, Biodiversität und Klimaschutz.  
 
Die Biodiversität und Klimafaktoren bei der Bauleitplanung spielen eine große Rolle 
und die Biodiversität bei vorhandenen Gemeindeflächen. Es ist angedacht das nächste 
Baugebiet bei der Versorgung CO2/Klimaneutral zu vergeben. Es könnte im Nachgang 
von der Energieagentur oder von einem Klimabeauftragten geprüft werden, ob die 
geplanten Häuser die energetischen Vorgaben für Klimaneutralität erfüllen. Die CO2-
Emissionen, die in jedem Haus durchs Heizen und den im Haushalt verbrauchten 
Strom verursacht werden, müssen über regenerativ erzeugten Strom ausgeglichen 
werden. Die Gebäude müssen bestimmte Dämmwerte und einen geringen 
Primärenergiebedarf aufweisen. Jedes Haus sollte für sich gerechnet CO2-neutral 



sein. Sofern von uns oder einem Dritten keine Nahwärmeversorgung vorgesehen ist, 
würden wir Flexibilität den Bauherren einräumen. 
 
 
• Projekt Klimaschutz Plus 
 
Mit dem Projekt wurde 2020 begonnen. Inhalt ist die Einführung und Begleitung des 
Betriebs eines kommunalen Energiemanagements nach Programmpunkt für die ca. 
18 kommunalen Gebäude der Gemeinde Baindt mit u. a.  
- Unterstützung bei der Einführung eines kommunalen Energiemanagements, 
- Einbau von Messtechnik und 
- Energiemanagement-Software. 
 
Die Installation des kommunale Energiemanagementsystems wird voraussichtlich im 
Sommer 2022 abgeschlossen sein. Damit kann eine digitale Bewertung in Richtung 
Energieverbräuche erstellt werden.  
 
  
• Insektenfreundliche Blumenwiesen  
 
Ziel ist es unter anderem zu prüfen, an welchen Stellen wir im nächsten Jahr weitere 
Blühwiesen anlegen können und welche Flächen sich hierfür eignen. Seit einiger Zeit 
verfolgt die Gemeinde Baindt das Ziel, die Artenvielfalt auch in geeigneten Kleinflächen 
ohne intensive Pflege zu erhöhen.  
 
 
• Renaturierungsmaßnahmen an Gewässern 
 
Bereits 2011 hat die Gemeinde im Rahmen des Projektes „Renaturierung von 
Fließgewässern“ am Sulzmoosbach Störelemente eingebaut, mit deren Hilfe die 
Eigendynamik des Baches angeregt wurde. 2021 wurden noch zusätzliche Büsche 
gepflanzt. 
2021 konnte die Hochwasserschutzmaßnahme (Bachoffenlegung Sulzmoosbach) im 
Ortskern abgeschlossen werden.  
Direkt an der Uferböschung des Bampfen Richting Sulpach, kann die Gemeinde ein 
Grundstück  kaufen und hier Ökomaßnahmen umsetzen. Sogenannten Wiesenseigen 
(Rinnen, in denen das Wasser ablaufen kann), die Lebensraum für Vögel, Insekten 
sowie zahlreiche andere Tier- und Pflanzenarten bieten, sollen angelegt werden.  
 
 
• Errichtung Gewässer II. Ordnung sowie weiterer Hochwasserschutz  
 
Durch die Hanglage des östlich an die Bebauung der Hirsch- und Siemensstraße 
angrenzenden Außengebietes kommt es bei Starkregenereignissen immer wieder zu 
einem starken Oberflächenabfluss, der im Bereich der Siemensstraße und 
Hirschstraße zu Überflutungen der Verkehrsflächen und zu Schäden auf den 
angrenzenden Grundstücken führt. 
Die Planungen zum Hochwasserschutz sehen zum einen die Herstellung weite-rer 
Auffanggräben an der östlichen Grenze der bestehenden Bebauung der Siemens- und 
Hirschstraße vor und zum anderen einen leistungfähigen Graben (Gewässer II. 
Ordnung) entlang des Neubaugebiets Geigensack Erweiterung Richtung Oberer 
Bampfen. Das Wasserrechtsverfahren ist bereits eingeleitet.  
Ein Zuwendungsantrag gem. Förderrichtlinie Wasserwirtschaft wurde gestellt. Die 
Ausschreibung soll nach Eingang des Zuwendungsbescheides erfolgen. Im 
Haushaltsplan 2022 sind 430.000 € vorgesehen.  



 
 
• European Energy Award (eea), Klimaschutzkonzept, Photovoltaikanlagen, 
 E-Mobilität 
 
Bei der eea-Zertifizierung 2016 wurde ein Zielerreichungsgrad von 61,8 % erreicht. Bei 
der Bewertung im Rahmen des internen Audits 2020 stieg der Zielerreichungsgrad 
unter Berücksichtigung der in den letzten Jahren umgesetzten Maßnahmen um 8,6% 
auf nun 70,4 % (229,2 Punkte von 325,6 möglichen erreichbaren Punkten). Da die 
Kommunen ihre Bemühungen nachhaltig unter Beweisstellen sollen, wird das externe 
Audit alle vier Jahre wiederholt. Somit steht die nächste externe Zertifizierung Ende 
2023 an.  
 
Dabei sind die wichtigsten Handlungsfelder im Bereich der Energieeffizienz 
berücksichtigt: 
  
• Entwicklungsplanung und Raumordnung 
• Kommunale Gebäude und Anlagen 
• Ver- und Entsorgung 
• Mobilität 
• Interne Organisation 
• Kommunikation und Kooperation 
 
Es wird 2022 geprüft, ob auf öffentlichen Gebäuden PV-Anlagen wirtschaftlich sinnvoll 
sind. Dadurch könnte der Eigenstrom genutzt und E-Fahrzeuge direkt vor Ort mit 
erneuerbarem Strom betankt werden. 
 
2018 wurde ein Förderantrag zur Teilumstellung des kommunalen Fuhrparks der 
Gemeinde Baindt auf elektrisch betriebene Nutzfahrzeuge und Ladeinfrastruktur mit 
Zuschüssen von bis zu 50 % bewilligt. Im Bauhof und im Rathaus wurden 2019 und 
2020 zwei Fahrzeuge durch E-Fahrzeuge ersetzt. Ein weiteres E-Fahrzeug wurde 
2021 für den Bauhof bestellt. Die Auslieferung erfolgt im Januar 2022. 
 
Finanzen  
 
• Haushaltscontrolling Doppelhaushalt 2021/2022 
 
Der Haushalt der Gemeinde Baindt ist geprägt von der Coronakrise. Sorgen bereiten 
Einbußen bei den Erträgen und gleichzeitig steigende Aufwendungen aufgrund 
Preissteigerungen. In Zeiten ausreichender Liquidität und unter Berücksichtigung von 
Verwahrentgelten, sollten die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen bzw. 
Investitionen in die Infrastruktur vorgenommen werden. Die Gemeinde stand wie jedes 
Jahr vor der Herausforderung, die Themen zu sortieren und letztlich auch zu 
priorisieren, da nicht nur unsere finanziellen Ressourcen in der Krise, sondern auch 
das Personal in unserer Verwaltung mit der Umsetzung der vielen Maßnahmen an ihre 
Grenzen kommen. 
 
Das ordentliche Ergebnis betrug in der Planung des Doppelhaushaltes 2021/2022 -
688.100 €. Es gelang in der Planung 2022 nicht, die ordentlichen Aufwendungen mit 
den ordentlichen Erträgen (= Ergebnishaushalt) auszugleichen. Die Finanzverwaltung 
geht aufgrund des Haushaltserlasses 2022 davon aus, dass der Ergebnishaushalt ein 
etwas besseres Ergebnis, als im kommunalen Finanzausgleich geplant, erwirtschaftet.  
 
Die Eröffnungsbilanz der Gemeinde Baindt zum Stichtag 01.01.2019 und die 
Rechnungsjahre 2016-2019 bereits von der Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) geprüft. 



 
 
• Abfallbeseitigung/Quo Vadis Wertstoffhof  
 
Seit 01.01.2016 ist der Landkreis Ravensburg für die Abfallwirtschaft und die 
Wertstofferfassung zuständig. Seit 01.01.2020 laufen Änderungen sowie 
Neuanmeldungen nur noch über das Landratsamt Ravensburg. An den örtlichen 
Einrichtungen Grüngutannahmestelle in der Friesenhäusler Straße sowie der 
Kompostieranlage am Annaberg wird derzeit festgehalten. Zum 01.01.2022 wurde die 
gelbe Tonne für Leichtverpackungen eingeführt. Mit dem Holsystem wird der 
zukünftige Standort des Wertstoffhofs vom Landkreis Ravensburg 2023 mit den 
derzeitigen Öffnungszeiten in Frage gestellt. Hierüber wird sich das Gremium 2022 
beschäftigen müssen. 
 
 
• Gebührenkalkulation Wasser- und Abwassergebühren 
 
Die gebührenrechtlichen Ergebnisse bei den kostenrechnenden Einrichtungen 
Wasser- und Abwasser werden laufend ermittelt und einer Gebührenkalkulation 
unterzogen. 
 
 
• Geldvermögen  
 
Über die Anlage kurzfristiger Geldanlagen aus liquiden Mitteln und aus 
Kontobeständen entscheidet der Kämmerer. Über die Verwendung von Rücklagen für 
vermögenswirksame Anlagen entscheidet der Gemeinderat. Die Gemeinde parkt ihr 
Geld mit Verwahrentgelt sicher bei den örtlichen Banken. Einlagen werden mit -0,5% 
Verwahrentgelt belastet. Aufgrund von Inflation reduziert sich das Vermögen auf 
Raten. 
 
 
• § 2 b Umsatzsteuergesetz 
 
Die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand wird mit Wirkung ab dem 01.01. 2023 
völlig neu geregelt. Der neue § 2b UStG hat unter anderem zur Folge, dass zahlreiche 
und wesentliche Besteuerungsprivilegien der öffentlichen Hand aufgehoben werden 
sollen. Jede Tätigkeit von juristischen Personen des öffentlichen Rechts auf 
privatrechtlicher Grundlage soll nunmehr als unternehmerisch eingestuft werden. Die 
Zusammenarbeit von juristischen Personen des öffentlichen Rechts werden 
abschließend überprüft. Die Finanzverwaltung wird 2022 alle weiteren 
umsatzsteuerpflichtigen Bereiche definieren.  
 
 
• Grundsteuerreform 2025 
 
Der Gesetzgeber hat eine Neuregelung getroffen. Mit der Neuregelung dürfen bis zum 
31. Dezember 2024 weiterhin die bisherigen Grundsteuermessbeträge angewandt 
werden. Der neue Hauptveranlagungszeitpunkt für die neue Grundsteuer ist der 
01.01.2025.  
 
Hierzu werden die Bodenrichtwerte zum 01.01.2022 von der 
Gutachterausschussstelle ermittelt. Das Finanzamt Ravensburg wird alle 
Grundstückseigentümer im Laufe des Jahres zur Mitteilung ihres Bodenrichtwertes 
schriftlich informieren. 



 
 

TOP 05 Bauantrag zum Neubau eines Wohnhauses mit 2 Wohnungen und 
Carport und den erforderlichen Befreiungen von den Festsetzungen des  
Bebauungsplans "Mehlisstraße" für die Überschreitung der Wandhöhe 
auf dem Flst. 597/18, Mehlisstraße 25 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Bereits im Juli 2020 wurde dem Bauherrn die Genehmigung für den Neubau eines 
Wohngebäudes mit 2 Wohneinheiten und einem Doppelcarport erteilt. Bei der 
Ausführungsplanung wurde festgestellt, dass aus konstruktionstechnischen Gründen 
die Wandhöhe auf 6,415 m erhöht werden sollte. Da laut Bebauungsplan die 
Wandhöhe mit 6,30 m festgelegt wurde, beantragt der Bauherr nun eine Befreiung von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes wegen der Überschreitung der Wandhöhe 
von 11,5 cm. Die Firsthöhe sowie alle anderen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
werden eingehalten. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und  
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder  
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde  
und wenn die Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
 
Eine wesentlich größere Befreiung der Wandhöhe wurde im Bereich des 
Bebauungsplanes für ein Wohngebäude bereits erteilt, so dass dieser geringfügigen 
Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB aus Sicht der Verwaltung zugestimmt werden kann. 
Die Abweichung ist städtebaulich vertretbar und unter Würdigung der nachbarlichen 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag Neubau eines 
Zweifamilienwohnhauses mit Carport wird erteilt und der erforderlichen Befreiung von 
den Festsetzugen des Bebauungsplanes „Mehlisstraße“ wegen Überschreitung der 
Wandhöhe von 11,5 cm wird zugestimmt. 
 
 

TOP 06 Bauantrag zur Aufstockung des bestehenden Mehrfamilienwohnhauses 
durch ein Dachterrassengeschoss mit 3 Wohneinheiten und Anbau 
eines Aufzuges und den erforderlichen Befreiungen vom Bebauungsplan 
"Marsweiler Spielmann Süd" auf  Flst. 40/6, Spielmannsweg 9 

 



Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 
Der Bauherr hat im April 1972 die Genehmigung für den Neubau eines 
Mehrfamilienhauses mit 14 Wohneinheiten und 10 unterirdischen Stellplätzen 
erhalten. Beurteilt wurde das Baugesuch nach einem Bebauungsplan „Marsweiler 
Spielmann“, der im Mai 1972 rechtskräftig wurde. Das Gebäude lag im Bereich eines 
Mischgebietes. Es war ein Flachdach vorgeschrieben, III Vollgeschosse und eine 
geschlossene Bauweise.  
 
Der Bebauungsplan wurde 2006 geändert und heißt nun „Marsweiler-Spielmann-Süd“.  
Die Festsetzungen für das Gebäude haben sich mit der Aufstellung des neuen 
Bebauungsplanes ebenfalls geändert. Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt nun 0,4, 
es sind nach wie vor III Vollgeschosse erlaubt. Jedoch wurde die Wandhöhe auf max. 
8,40 m und die Gesamthöhe des Gebäudes von der Erdgeschossfußbodenhöhe bis 
zur Oberkante der Attika auf max. 9,40 m festgelegt. Im ganzen Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes ist die maximale Anzahl der Wohnungen auf 2 pro Wohngebäude 
festgelegt.   
 
Da die Planung nicht den Festsetzungen im rechtskräftigen Bebauungsplan 
„Marsweiler-Spielmann-Süd“ entsprechen, sind verschiedene Befreiungen nach § 31 
Abs. 2 BauGB erforderlich. 
  
• Überschreitung der Baugrenze mit dem Anbau für den Aufzug 
• Überschreitung der Gesamthöhe um 2,10 m bzw. um 2,85 m mit dem Treppenhaus 
• Überschreitung der max. zulässigen Wohneinheiten  

 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden, die Abweichung städtebaulich vertretbar ist, die Durchführung des 
Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die 
Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist.  
 
 
Da das Gebäude mit 14 Wohneinheiten bereits vor Änderung des Bebauungsplanes 
genehmigt wurde genießt es, was die Anzahl der Wohnungen angeht, Bestandschutz. 
Mit der Aufstockung des Gebäudes um ein Terrassengeschoss hätte das Gebäude 
dieselbe Höhe wie die Gebäude Marsweilerstraße1. Ob diese Höhe an der 
Zeppelinstraße städtebaulich vertretbar ist, scheint fraglich zu sein. 
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zu den erforderlichen 
Befreiungen  

• Überschreitung der Baugrenze mit dem Anbau für den Aufzug 
• Überschreitung der Gesamthöhe um 2,10 m bzw. um 2,85 m mit dem 

Treppenhaus 
wird nicht erteilt. 
 

 



TOP 07 Auftragsvergabe Neubau Geh- und Radweg, 3. Bauabschnitt Hasenweg 
in Richtung Mochenwangen 

 
 
Ortsbaumeister Roth trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Die Ausschreibung wurde am 12.11.2021 im Staatsanzeiger BW und auf der 
Vergabeplattform des Landkreis Ravensburg veröffentlicht. Die 
Ausschreibungsunterlagen wurden von neun Firmen angefordert. Die 
Angebotseröffnung erfolgte am 15.12.2021. 
 
Die Ausschreibung beinhaltet folgende Arbeiten: 
 

• Neubau Geh- und Radweg, 3. Bauabschnitt vom Hasenweg in Richtung 
Mochenwangen, 

• Radwegbrücke über den Bampfen, 

• Fahrbahndeckensanierung Sulpacher Straße, 

• Breitbandversorgung, 

• Straßenbeleuchtung, 

• Neubau Wasserleitung vom Hasenweg bis zur Unterführung der B 30, 

• Erneuerung Wasserleitung Hasenweg 
 
Zur Submission gingen fünf Angebote ein. Die Auswertung der Angebote ist in der 
Bieterliste Hauptangebote dargestellt. Die Angebotspreisspanne der Hauptangebote 
liegt zwischen 1.507.604,32 Euro brutto (100 %, günstigstes Angebot) bis 
1.656.943,41 Euro brutto (109,9%, teuerstes Angebot). 
 
Das günstigste Angebot nach VOB/A § 16 (6) Nr. 3 wurde von der Firma J. Friedrich 
Storz Verkehrswegebau GmbH und Co.KG abgeben mit einer Angebotssumme von 
1.507.604,32 Euro brutto.  
 
 
Nach VOB/A 2012, § 16 Nr. 6 soll der Zuschlag auf das Angebot erteilt werden, das 
unter Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen, ggf. auch 
gestalterischen und funktionsbedingten Gesichtspunkten als das wirtschaftlichste 
erscheint. Das Angebot der Firma J. Friedrich Storz Verkehrswegebau GmbH und 
Co.KG mit einer Angebotssumme von 1.507.604,32 Euro brutto ist das wirtschaftlich 
günstigste Angebot. 
 
Zusätzlich gaben drei Firmen Nebenangebote ab. Das Nebenangebot eins und zwei 
bezieht sich auf die Boden- und Untergrundverbesserung im Bereich der Graben- und 
Bauwerksverfüllung sowie der Böschungshinterfüllung durch Kalken. Kalk verbessert 
die Einbaufähigkeit und Verdichtbarkeit von nassen, bindigen Böden. Durch dieses 
Verfahren kann Kies eingespart werden. Ein weiterer Vorteil ist, dass das angefallene 
Aushubmaterial dadurch nicht entsorgt werden muss. Nebenangebot eins und zwei 
kann aus Sicht der Verwaltung gewertet und als gleichwertige Lösung betrachtet 
werden  



Nebenangebot drei bezieht sich auf die Trockenmauer (Stützwand) entlang der 
Böschung zwischen Kümmerazhofer Weg und B 30 Unterführung. Ausgeschrieben 
wurden Granitquader mit den Maßen (Länge 60-120 cm x Breite 70-80 cm x Höhe 50 
cm). Im Nebenangebot drei wurden nun Wasserbausteine angeboten. Wie sich die 
Bauausführung und das Verhältnis der Steingrößen zusammensetzt, geht aus dem 
Nebenangebot nicht hervor. Um das Nebenangebot drei vollumfänglich bewerten zu 
können, müssen Gespräche mit der Firma Storz geführt werden. 
 
An der Rangfolge des Erstplatzierten wird sich durch die unterschiedliche Wertung der 
Nebenangebote nichts ändern. 
 
 

Beschluss: 
 
1. Die Arbeiten zur Herstellung des Geh- und Radweges, 3. Bauabschnitt vom 

Hasenweg in Richtung Mochenwangen wird wie im Hauptangebot beschrieben 
an die Firma J. Friedrich Storz Verkehrswegebau GmbH und Co.KG, Tuttlingen 
mit einer Angebotssumme von 1.507.604,32 € brutto vergeben. 

 
2. Nebenangebot eins und zwei wird mit einer Ersparnis von 108.210,76 € brutto 

angenommen. 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt weitere Gespräche über das Nebenangebot drei 

zu führen. 
 

 

TOP 08 Konzeption "Solidarische Gemeinden im Landkreis Ravensburg" 
 
 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
Ausgangssituation: 
Viele Menschen im Landkreis Ravensburg wünschen sich, auch im fortgeschrittenen 
Alter möglichst lange selbstbestimmt zuhause leben zu können. Hilfebedürftige alte 
Menschen und ihre Angehörige darin zu beraten und zu unterstützen, war seit 1999 
Ziel und Auftrag der ZUHAUSE LEBEN-Stellen der Caritas Bodensee-Oberschwaben. 
Nach dem notwendigen Rückzug der ZUHAUSE LEBEN-Stellen wird dieser Auftrag 
seit dem 01.01.2021 vom Pflegestützpunkt des Landkreises übernommen. 
 
Der fortschreitende demografische Wandel und der bereits auch im Landkreis 
Ravensburg feststellbare Pflegenotstand machen deutlich, dass in den nächsten 
Jahren zusätzliche Anstrengungen notwendig sind, um den wachsenden 
Herausforderungen im Bereich der Sorge für die größer werdende Zahl von alten 
Menschen auch in Zukunft gerecht werden zu können. 
 



Das seniorenpolitische Konzept des Landkreises Ravensburg aus dem Jahr 2017 hat 
vorrangige Bedarfe und mögliche strategische Handlungsansätze zu dieser Thematik 
für den Landkreis Ravensburg markiert. 
 
Nach dem Ausstieg aus den ZUHAUSE LEBEN-Stellen möchten die Caritas 
Bodensee- Oberschwaben und das Dekanat Allgäu-Oberschwaben den Landkreis und 
Kommunen im Landkreis bei der Umsetzung des seniorenpolitischen Konzepts 
unterstützen. 
 
Mit dem Konzept „Solidarische Gemeinden im Landkreis Ravensburg“ soll ein Impuls 
gesetzt werden für eine seniorengerechte Gemeindeentwicklung im Landkreis. Im 
Kern geht es darum, die präventiven Kräfte des Gemeinwesens zu stärken. Prävention 
ist dabei zu verstehen als ein breit gefächerter Handlungsansatz. 
 
In enger Kooperation mit interessierten Kommunen sollen in den nächsten fünf Jahren 
sechs bis zehn „Solidarische Gemeinden“ aufgebaut werden, die sich für eine 
solidarische und seniorengerechte Gemeindeentwicklung engagieren. 
 
In Anlehnung an entsprechende Ideen der Bürgergemeinschaft Eichstetten e. V. im 
Kaiserstuhl und der Solidarischen Gemeinde Reute-Gaisbeuren e. V. basiert auch das 
vorliegende Konzept auf der Vision, dass beteiligte Gemeinden (bzw. Dörfer) sich als 
Solidargemeinschaften verstehen und Verantwortung übernehmen, um passende 
lokale Lösungen für die Bewältigung der Herausforderungen zu finden, die sich aus 
dem demografischen Wandel ergeben. 
Es geht um die Entwicklung einer generationsübergreifenden Sorgekultur, um 
Entwicklung von solidarischen, lebendigen Gemeinwesen, um „Caring Communitys“, 
in denen Bürgerinnen und Bürger, Akteure aus Vereinen, Kirchengemeinden und 
sonstigen Initiativen sich gemeinsam mit politisch Verantwortlichen, professionellen 
Diensten und Einrichtungen und wenn möglich auch mit Akteuren der lokalen 
Wirtschaft für gute Lebensbedingungen, für einen guten Zusammenhalt und ein gutes 
solidarisches Miteinander der Generationen in ihrer Gemeinde engagieren. Vorrangig 
sollen ländliche Kommunen in den Blick genommen werden. 
 
Der strategische Handlungsansatz liegt darin, mit der Kommune eine gute 
Beteiligungsstruktur zu schaffen, relevante Akteure zusammenzubringen, zu 
motivieren, zu unterstützen und zu befähigen aktiv an der Gestaltung einer 
solidarischen Gemeinde – im Sinne eines solidaritätsstiftenden Gemeinwesens 
mitzuwirken. So soll die bürgerschaftliche Eigenverantwortung gestärkt, neuer 
Gemeinschaftssinn geweckt, neue kreative Formen von bürgerschaftlichem 
Engagement initiiert und somit neue solidarische Potentiale aktiviert werden, die es 
alten Menschen ermöglichen können, selbstbestimmt, mit guter Lebensqualität und 
guter gesellschaftlicher Teilhabe in ihrem vertrauten Wohn- und Lebensumfeld zu 
leben. Das Konzept zielt auf die nachhaltige Implementierung von Strukturen ab, die 
auch für hinzukommende Akteure jederzeit anschlussfähig sind, und in dem die 
Angebote laufend bedarfsorientiert weiterentwickelt werden. Die Eigenverantwortung 
steht als Grundprinzip an erster Stelle. 
 
Die demografische Herausforderung im Landkreis Ravensburg 



Die demografische Entwicklung ist und bleibt eine der größten zukünftigen 
Herausforderungen für unsere Gesellschaft insgesamt – insbesondere jedoch auch für 
die Städte und Gemeinden mit ihren Stadtteilen, Dörfern und Quartieren, in denen die 
Menschen vor Ort leben. 
 
Hinter einer stark wachsenden Zahl von älteren Mitbürger-/innen finden sich sehr 
unterschiedliche Familienkonstellationen und Lebenslagen, die durch soziale 
Ungleichheiten bezüglich finanzieller Ressourcen, Bildung, Wohnbedingungen, 
sozialen Netzen und Gesundheit geprägt sind. 
 
Im Landkreis Ravensburg leben derzeit rund 29.900 Menschen, die über 75 Jahre, 
19.300, die über 80 Jahre und rund 2.700, die über 90 Jahre alt sind. Nach der 
Bevölkerungsvorausberechnung des statistischen Landesamts wird sich die Zahl der 
über 75-Jährigen von 2020 bis zum Jahr 2035 um 29,2 %, die der hochbetagten über 
90-Jährigen um 71% erhöhen. 
 
Laut den Zahlen aus dem seniorenpolitischen Konzept des Landkreises Ravensburg 
waren im Jahr 2015 29,52 % der über 90-jährigen Frauen und 15,99 % der über 90-
jährigen Männer im Landkreis Ravensburg in stationären Langzeitpflegeeinrichtungen 
untergebracht. Unterstellt man, dass diese Pflegequoten in den nächsten 15 Jahren 
gleichbleiben, würde sich allein bei den über 90-Jährigen im Landkreis Ravensburg 
ein zusätzlicher Bedarf an mindestens 400 zusätzlichen stationären Pflegeplätzen 
ergeben. 
 
Schon vor fünf Jahren wurden Expertisen veröffentlicht, nach denen bereits bis zum 
Jahr 2030 ein Drittel mehr Pflegekräfte benötigt würden, um bei gleichbleibenden 
Pflegequoten den Bedarf zu decken. 
Die demografische Entwicklung in der Gemeinde Baindt 
Die Bevölkerung in Baden-Württemberg wird immer älter. Während der Anteil der 
Jüngeren (unter 20 Jahre) noch im Jahr 1980 annährend doppelt so hoch wie die der 
Älteren (65 Jahre und mehr) lag, waren 2017 die Älteren zahlenmäßig bereits etwas 
stärker vertreten. 
 
Das Durchschnittsalter in Baindt im Jahr 2021 lag bei 42,9 Jahre (Vergleich 2011: 41,3 
Jahre, Vergleich 1980: 28,9 Jahre). Im Jahr 2021 waren 20,9% der Bevölkerung 65 
Jahre und älter. Im Jahr 2035 wird der Anteil auf deutlich über 30 % ansteigen. 
  
Empfehlungen von Expertenkommissionen 
Viele Expertenkommissionen sind sich einig, dass – ganz abgesehen davon, dass 
auch die personellen und finanziellen Ressourcen dafür fehlen - die zukünftigen 
Herausforderungen nicht allein durch einen weiteren linearen Ausbau der 
bestehenden professionellen Pflege- und Unterstützungsstrukturen gelöst werden 
können. In vielen fachlichen Studien und Berichten wird zum einen seit langem darauf 
verwiesen, dass den Städten und Gemeinden im Rahmen ihrer kommunalen 
Daseinsvorsorge zukünftig auch viel mehr Verantwortung für eine aktive Gestaltung 
einer im umfassenden Sinne seniorengerechten Kommunalpolitik zukommen wird. 
 
Finanzierung: 



Für die Umsetzung des Projektes ist eine 30%-Stelle (siehe Konzeption, mind. 30% 
Stellenanteil, TVöD SuE 11b) erforderlich. Die Kosten in Höhe von rund 30.000 €/Jahr 
(Personalkosten anteilig ca. 20.100 €, zzgl. Verwaltungs-, Regie- und Projektkosten) 
müssten, sollte sich die Gemeinde hierfür entscheiden, im Haushaltsplan 2023 / 2024 
berücksichtigt werden. Gegebenenfalls könnte für den Einstieg ein geringerer 
Stellenumfang ausreichen. 
 
 
Von Seiten der Verwaltung wird der Projektansatz der Caritas Bodensee-
Oberschwaben als sehr interessant bewertet. Darüber hinaus wird immer klarer, dass 
es durchaus sinnvoll und notwendig ist, dass die Kommune ein Netzwerk aufbaut, um 
unsere älter werdende Bevölkerung zu unterstützen und niederschwellig Hilfe zu 
vermitteln. Mit diesem Projekt würde die Kommune die notwendige fachliche 
Begleitung erhalten.  
 
Frau Honikel von der Caritas Bodensee-Oberschwaben wird das Projekt in der Sitzung 
vorstellen und auch Möglichkeiten der Kooperation bzw. Personalüberlassung 
erläutern. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Konzeption der Solidarischen 
Gemeinden im Landkreis Ravensburg zur Kenntnis und wird bis Mitte des Jahres 2022 
entscheiden, ob die Teilnahme am Projekt beantragt wird. Die hierfür erforderlichen 
Haushaltsmittel würden dann bei der Haushaltsplanung Beachtung finden.   
 
 

TOP 09 Antrag der Evangelischen Kirchengemeinde Baienfurt - Baindt auf 
Bezuschussung der Renovierungskosten der evangelischen Kirche in 
Baienfurt 

 
 
Hauptamtsleiter Plangg teilt mit: 
 
Mit Schreiben vom 13.12.2021 beantragt die evangelische Kirchengemeinde Baienfurt 
– Baindt einen Zuschuss zu den Kosten der Außenrenovierung der evangelischen 
Kirche in Baienfurt. 
 
Die anfallenden Kosten belaufen sich auf 246.700 €. Beantragt wird ein Zuschuss in 
Höhe von 8% dieser Kosten - 19.736 €. Ein gleichlautender Antrag wurde auch bei der 
Gemeindeverwaltung Baienfurt gestellt. In der GR-Sitzung am 14.12.2021 wurde 
beschlossen, dass die Gemeinde Baienfurt dieses Bauvorhaben mit einem Betrag in 
Höhe von 20.000 € bezuschusst.  
 
Bei diesem möglichen Zuschuss handelt es sich um eine freiwillige (außerplanmäßige) 
Leistung der Gemeinde Baindt. Es dürfte außer Frage stehen, dass sich die Gemeinde 
mit einem bestimmten Betrag beteiligt. Der Standort der Kirche (Baienfurt) sollte 
keinen Einfluss auf die Höhe des Zuschusses haben, ebenso wenig wie die Anzahl 



der evangelischen Mitbürgerinnen und Mitbürger. In der Gemeinde Baindt haben 2863 
Bürgerinnen und Bürger die katholische Konfession, 919 die evangelische und 1593 
sind konfessionslos. Zum Vergleich in der Gemeinde Baienfurt sind 3581 Bürgerinnen 
und Bürger katholisch, 1030 evangelisch und 2688 sind konfessionslos.  
 
In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass die Kirchengemeinde St. Johannes 
Baptist zur Beschaffung ihrer Orgel einen Zuschuss in Höhe von 30.000 € erhalten hat. 
 
 

Beschluss: 
 
1.  Der evangelischen Kirchengemeinde Baienfurt – Baindt wird für die Sanierung 

des Kirchengebäudes ein Zuschuss in Höhe von 20.000 € gewährt. 
 
2.  Es handelt sich um eine außerplanmäßige Ausgabe. 
 
 

TOP 10 Kindergartenangelegenheiten -  Antrag der katholischen Kirchenpflege 
und des Waldorfkindergartens auf Übernahme der Kosten für eine FSJ-
Stelle (freiwilliges soziales Jahr) für das Kindergartenjahr 2022/2023 

 
 
Hauptamtsleiter Plangg berichtet: 
 
Aufgrund der positiven Erfahrungen, die der Kindergarten „St. Martin“ sowie der 
Waldorfkindergarten mit FSJ-Kräften gemacht hat, wurden Anträge auf Genehmigung 
einer FSJ-Stelle für das kommende Kindergartenjahr eingereicht. 
 
Im Waldorfkindergarten wurde diese FSJ-Stelle im laufenden Kindergartenjahr 
besetzt, im Kindergarten „St. Martin“ und im Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ 
wurden keine geeigneten BewerberInnen gefunden. 
 
In der GR-Sitzung am 09. März 2021 wurde folgender Beschluss gefasst: 
 
1. Die katholische Kirchenpflege Baindt, der Waldorfkindergarten sowie der 
Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ können auch im kommenden 
Kindergartenjahr 2021/2022 je eine FSJ-Stelle besetzen. 
 
2. Die anfallenden Kosten können für den Kindergarten „St. Martin“ sowie für den 
Waldorfkindergarten analog dem Kindergartenvertrag abgerechnet werden. 
 
3. Für das Kindergartenjahr 2022/2023 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut zu 
beantragen. 
 
 
FSJ-Kräfte werden zur Unterstützung der Fachkräfte, hauptsächlich auch zur 
Betreuung von Kindern mit besonderen Bedürfnissen, sowie bei der Umsetzung von 
individuellen Fördermaßnahmen eingesetzt. Auch zur Krankheitsvertretung bzw. bei 
block – und tageweiser Abwesenheit bei Fort – und Weiterbildungsmaßnahmen der 
Fachkräfte sind FSJ-Kräfte eine große Hilfe. 
 
Nichtsdestotrotz handelt es sich bei diesen FSJ-Stellen um eine freiwillige Leistung 
der Gemeinde Baindt. Auch aus diesem Grund hat der Gemeinderat in seiner Sitzung 



am 06.11.2018 beschlossen, dass diese FSJ-Stellen jedes Jahr neu zu beantragen 
sind. 
 
Die Kosten für eine FSJ-Stelle belaufen sich auf ca. 8.500 € jährlich. 
 
 

Beschluss: 
 
1.  Die katholische Kirchenpflege Baindt, der Waldorfkindergarten sowie der 

Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“ können auch im kommenden 
Kindergartenjahr 2022/2023 je eine FSJ-Stelle besetzen. 

 
2.  Die anfallenden Kosten können für den Kindergarten „St. Martin“ und den 

Waldorfkindergarten analog dem Kindergartenvertrag abgerechnet werden. 
 
3.  Für das Kindergartenjahr 2023/2024 ist die Besetzung einer FSJ-Stelle erneut zu 

beantragen. 
 
 

TOP 11 Kooperationsvereinbarung (öffentlich-rechtlicher Vertrag) über die 
gemeinsame Ausrichtung zu klimaneutralen Kommunalverwaltungen der 
Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg 
 

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Die Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg beschäftigen seit 01.11.2021 einen 
Koordinator für eine klimaneutrale Kommunalverwaltung. Die Kosten werden zu 33 1/3 
aufgeteilt. Der Klimakoordinator ist in allen drei Belegenheitsgemeinden präsent.  
 
Die Anstellung erfolgt über die Gemeinde Baienfurt. Die Gemeinden werden, um die 
Umsatzsteuerpflicht (Verrechnung zu Ungunsten von Baindt und Berg) zu vermeiden, 
noch strategische Überlegungen anstellen. Die Gemeinden erhoffen sich im Nachgang 
noch ein Schreiben des Bundesfinanzministeriums, welches eine Zusammenarbeit im 
Bereich von Klima-, Asylpolitik oder sonstigen hoheitlichen Bereichen bei der 
Personalgestellung zwischen Kommunen untereinander von der Umsatzsteuer befreit.   
 
Die Kostenregelung wird über den öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt. Auf die 
zusätzliche Umsatzsteuer soll bei der Verrechnung nach Möglichkeit verzichtet 
werden.  
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Kooperationsvereinbarung (öffentlich-rechtlicher Vertrag) 
über die gemeinsame Ausrichtung zu klimaneutralen Kommunalverwaltungen der 
Gemeinden Baienfurt, Baindt und Berg zu.  



TOP 12 Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche 
Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) 

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Die Verwaltungsgebühren wurden zuletzt am 10.09.2019 kalkuliert und geändert.  
Aufgrund weiterer Konkretisierungen der Tatbestände wurden vereinzelte 
Gebührensätze neu bewertet und kalkuliert und im Hinblick auf die umsatzsteuerlichen 
Auswirkungen der Rechtsänderung des § 2b UStG auf die Gemeinde Baindt wurde ein 
Zusatz in die Verwaltungsgebührensatzung aufgenommen.  
 
Beim Bürgerbüro gibt es zusätzlich eine Menge von Leistungen, für die Gebühren noch 
nach Landes- oder Bundesrecht erhoben werden (Pässe, Ausweise, Standesamt 
usw.). Diese Gebühren sind nicht beeinflussbar.  
 
Bei den erlassenen Gebührenbescheiden handelt es sich in der Regel um 
Gebührenfestsetzungen im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens innerhalb eines 
Gebührenrahmens. § 11 Abs. 2 KAG ist zu beachten, wonach bei der 
Gebührenbemessung die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung der öffentlichen 
Leistung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt ihrer Beendigung zu 
berücksichtigen ist. 
 
Am 30.12.2015 ist das Landesinformationsfreiheitsgesetz für Baden-Württemberg in 
Kraft getreten. Dieses Gesetz regelt ein umfassendes Recht auf Zugang zu amtlichen  
Informationen. Nach dem Gesetz haben Antragsberechtigte gegenüber den 
informationspflichtigen Stellen im Anwendungsbereich einen Anspruch auf Zugang zu 
amtlichen Informationen. Einfache Anfragen sind gem. Landesinformations-
freiheitsgesetz in der Regel kostenlos. Erfordern Anfragen eine außergewöhnlich hohe 
Bearbeitungszeit, können auch höhere Gebühren verlangt werden. Im Sinne der 
Bürgerfreundlichkeit sind Verwaltungsmitarbeiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter der 
Gemeinde angewiesen, vorab auf die Kosten hinzuweisen. Die Gemeinde übersendet 
der antragstellenden Person zunächst eine Information über die maximalen Kosten, 
falls diese 200 € voraussichtlich übersteigen werden. Der Antrag kann daraufhin 
aufrechterhalten oder kostenlos zurückgenommen werden. 
 
Kalkulation von Verwaltungsgebühren 
 
Allgemeine Verwaltungsgebühren  
Die Gebührensätze können entweder auf der Grundlage der tatsächlich entstehenden 
Kosten oder nach pauschalierten Durchschnittswerten ermittelt werden. Bei der 
Gebührenkalkulation wurden Durchschnittswerte der Verwaltungsvorschrift (VwV) -
Kostenfestlegung und Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 
(KGSt) angewandt. Da die KGSt Durchschnittswerte in Entgeltgruppe 6 auf die 
kalkulierten Gebühren eher anwendbar sind, wurden diese berücksichtigt. 
 
 



Das Thema Umsatzsteuer wird durch die Änderungen in § 2b UStG immer wichtiger. 
Wir müssen prüfen, ob wir für unsere Leistungen Umsatzsteuer abführen müssen. 
Sofern hoheitliche Tatbestände in einer Satzung verankert sind, steht die 
Umsatzsteuerpflicht außer Frage.  
 
Bei der Gebührenbemessung wird die wirtschaftliche oder sonstigen Bedeutung der 
öffentlichen Leistung für den Leistungsempfänger berücksichtigt. Einzelne 
Gebührensätze wurden neu bewertet und kalkuliert.   
 
 

Beschluss: 
 
 
a) Der Gebührenkalkulation wird zugestimmt.  
 
b) Der Neufassung des Gebührenverzeichnisses der Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) wird 
zugestimmt. 

 
c) Die Neufassung des Gebührenverzeichnisses der Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) tritt zum 
15.01.2022 in Kraft. 

 
 

TOP 13 Annahme von Spenden durch die Gemeinde  

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Nach 78 Abs. 4 Gemeindeordnung entscheidet über die Annahme von Spenden, die 
der Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewendet werden, der Gemeinderat. 
Über die Annahme von Spenden ist in öffentlicher Gemeinderatssitzung zu 
entscheiden, hierbei ist sowohl die Spendengeberin oder der Spendengeber als auch 
der Spendenzweck anzugeben. Alle Spenden wurden unter dem Vorbehalt des 
Gemeinderatsbeschlusses angenommen.  
 
Die Gemeinde erstellt jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen 
und die Zuwendungszwecke anzugeben sind und übersendet ihn dann nach 
Beschluss des Gemeinderats der Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
Die Gemeinde konnte 2021 ein paar Spenden für die Förderung sozialer und 
gemeinnütziger Zwecke verzeichnen. Die Gemeinde Baindt bedankt sich bei allen 
Spenderinnen und Spendern recht herzlich für die Unterstützung. Spenden sind 
weiterhin jederzeit willkommen.  
 
 



Die Gemeinde ist an die rechtlichen Regelungen des § 78 Abs. 4 Gemeindeordnung 
gebunden. Einen möglichen Vorwurf der Vorteilsnahme gilt es zu entkräften bzw. erst 
gar nicht entstehen zu lassen. Es wurden nur Spenden der Gemeindekonten 
aufgeführt. Spenden an Privatkonten (Förderverein Klosterwiesenschule, Elternbeirat 
etc.) sind hierbei nicht erfasst. 
 
 

Beschluss: 
 
Die Zustimmung zur Annahme von Spenden wird erteilt. 
 
 

TOP 14 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Fehlender Zugriff auf die Homepage der Gemeinde 

 
Es wurde mitgeteilt, dass es derzeit nicht möglich ist auf der Homepage der 
Gemeinde Baindt auf die Seite des Standesamts zu gelangen. 
 
 
 

b) Beschilderung Baindter Hof 
 
Die Verwaltung wurde darauf hingewiesen, die Beschilderung zum Baindter Hof 
zu entfernen. 
 
 
 

c) Sporthalle Hallenbelag 
 
Da der Hallenboden der Sporthalle recht schmutzig ist, wird sich die Verwaltung 
mit der Reinigungsfirma in Verbindung setzen. 
 
 
 

d) Sporthalle Duschennutzung 
 
Auf eine entsprechende Anfrage teilt Bauamtsleiterin Jeske mit, dass es nicht 
vorgesehen ist für das Ablegen von Seifen usw. im Duschbereich Halterungen 
anzubringen. 
 
 

e) Minispielfeld 
 



Es wurde mitgeteilt, dass der Belag des DFB-Minispielfeldes teilweise defekt ist. 
Ortsbaumeister Roth bemerkt, dass dies der Verwaltung bekannt ist. Die Firma 
Politan wird den Schaden zeitnah reparieren.  
 
 
 

f) Sportplatzbeleuchtung 
 
Ortsbaumeister Roth teilt mit, dass am 30.11.2021 die Submission für die 
Beleuchtungsarbeiten stattgefunden hat. Die Arbeiten beginnen im März 2022. 
 
 

g) Friedhofsglocke defekt 
 
Ortsbaumeister Roth berichtet, dass die Friedhofsglocke auf der Friedhofskapelle 
defekt ist. Die Verwaltung hat bereits ein Angebot zum Einbau einer neuen 
Glocke eingeholt. Die Kosten belaufen sich auf 3.988,88 €. Den Kauf dieser 
neuen Friedhofsglocke wurde zugestimmt. 
 

 
 
 
 


